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WIRTSCHAFTSPOLITIK

Was Deutschland besser machen kann
Wirtschaftskraft und Staatsfinanzen haben sich in den vergangenen Jahren gut entwickelt. In 
Sachen Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit ist noch Luft nach oben.

Traditionell geht es in der Wirtschaftspolitik um hohe Be­
schäftigung, stabile Preise, außenwirtschaftliches Gleichge­
wicht sowie stetiges und angemessenes Wirtschaftswachs­
tum. Laut Fabian Lindner von der Berliner Hochschule für 
Technik und Wirtschaft springt man mit diesem Ansatz zu 
kurz: „In Zeiten des Klimawandels und steigender Einkom­
mensungleichheit reicht eine Ausrichtung allein auf Wirt­
schaftswachstum nicht mehr aus.“ Anhand aktueller Da­
ten hat Lindner überprüft, inwieweit in den vergangenen 
fünf Jahren nicht nur materieller Wohlstand und ökono­
mische Stabilität, sondern auch nachhaltige Staatstätig­
keit und Finanzen sowie soziale und ökologische Nachhal­
tigkeit erreicht werden konnten. Dabei hat er insgesamt 14 
verschiedene Indikatoren betrachtet. Das Ergebnis ist zwei­
schneidig: Ökonomisch und fiskalisch steht Deutschland 
gut da. In sozialer und ökologischer Hinsicht fällt die Bilanz 
dagegen eher mau aus.

In keinem Bereich der ökologischen Nachhaltigkeit habe 
Deutschland seine selbst gesteckten Ziele erreicht, schreibt 
der Forscher. So seien die Treibhausgasemissionen zwar 
seit 1990 um 31 Prozent gesunken. Das Ziel, bis 2020 eine 
Reduzierung um 40 Prozent zu erreichen, werde aber mit 
sehr hoher Wahrscheinlichkeit verfehlt. Dabei sei der Hand­
lungsbedarf hier besonders dringend: Schließlich trage jede 
zusätzliche Tonne Treibhausgas zur Erderwärmung bei. Die 
Emissionen müssten also schnell gesenkt werden.

Dass es beim Klimaschutz nur schleppend vorangeht, 
liegt Lindner zufolge vor allem am Verkehrssektor: Dort sind 
die Emissionen seit 1990 nur um 0,7 Prozent, also so gut wie 
gar nicht gesunken. Der Ausstoß pro Auto ist zwar zurück­
gegangen, zugleich hat aber das Verkehrsaufkommen insge­
samt zugenommen. Auch in der Industrie hat es zuletzt we­
nig Fortschritt gegeben: Zwar sind die Emissionen bis 2002 
deutlich zurückgegangen, seitdem gab es aber keine klare 
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Reduktion mehr. Der Ökonom führt das unter anderem dar­
auf zurück, dass die Preise im europäischen Emissionshan­
delssystem lange Zeit zu niedrig waren. Zudem habe es zu 
viele Ausnahmeregelungen gegeben. Bei der Biodiversität 
geht der Analyse zufolge nicht einmal der Trend in die rich­
tige Richtung. Der Vogelindex, der Artenvielfalt und Land­
schaftsqualität misst, stagniert seit 2008. Der letzte gemes­
sene Wert von 70,3 war weit entfernt vom Zielwert 100. Als 
Ursachen macht Lindner die intensive Landwirtschaft, die 
Zersiedelung, die Versiegelung von Flächen und die Belas­
tung von Gewässern aus.

Besser sieht es bei den traditionellen volkswirtschaftli­
chen Kennzahlen aus. Das Wachstum des realen Bruttoin­
landsprodukts (BIP) pro Kopf lag der Studie zufolge in den 
Jahren 2014 bis 2018 bei durchschnittlich 1,5 Prozent und 
damit über dem Zielwert von 1,25 Prozent. Das sei vor allem 
der robusten Binnenwirtschaft zu verdanken. Beim Konsum 
ist das Ziel von 1,25 Prozent Wachstum in den vergangen 
fünf Jahren im Schnitt genau erreicht worden, nicht zuletzt 
aufgrund der günstigen Reallohnentwicklung.

Die Situation am Arbeitsmarkt war in den vergangenen 
Jahren gut: Die Quote der Erwerbstätigen lag 2018 mit 79,8 
Prozent so hoch wie noch nie. Der Mindestlohn habe dazu 
beigetragen, dass etliche Minijobs in sozialversicherungs­
pflichtige Beschäftigung umgewandelt wurden, so Lind­
ner. Ein Problem stellt aus seiner Sicht der Leistungsbilanz­
überschuss dar, der zwar seit 2015 stetig gefallen ist, aber 
2018 immer noch bei zu hohen 7,3 Prozent lag. Helfen könn­
ten hier – auch nach Auffassung der EU-Kommission – hö­
here Löhne und mehr Investitionen. Für eine aktivere Rol­
le der Fiskalpolitik sprechen auch die aktuell eingetrübten 
Konjunkturaussichten: Die seit Sommer 2018 rückläufige In­
dustrieproduktion werde zwar momentan noch durch den 
privaten Konsum ausgeglichen. Um eine Rezession zu ver­
hindern, müsste die Politik aber bald aktiv werden, warnt 
der Forscher.

Der Zustand der Staatsfinanzen steht höheren Ausga­
ben zumindest nicht im Wege: Hier wurden die Ziele laut 
Lindners Analyse zum Teil deutlich übertroffen. Seit 2013 er­
zielt der Gesamtstaat strukturelle Haushaltsüberschüsse, 

die Schuldenquote nimmt stetig ab. Weniger positiv ent­
wickeln sich die staatlichen Nettoinvestitionen: Sie lagen 
deutlich unter der Zielmarke von 0,6 Prozent des BIP, zwi­
schen 2012 und 2015 waren sie sogar negativ. Der Verfall 
der öffentlichen Infrastruktur finde vor allem in den Kommu­
nen statt, so der Wirtschaftswissenschaftler. Deren Nettoin­
vestitionen seien seit 2003 durchgängig im Minusbereich, 
insbesondere in strukturschwachen Regionen gebe es gro­
ße Mängel. Dabei hätte der deutsche Staat durch die Über­
erfüllung der Defizit- und Schuldenkriterien eigentlich ge­
nug Spielraum für deutlich höhere Investitionen, zumal die 
Zinsen teilweise bei null angekommen sind.

Bei der sozialen Nachhaltigkeit kommt der Autor zu er­
nüchternden Ergebnissen. Der Anteil der Armutsgefährde­
ten an der Gesamtbevölkerung übertraf im gesamten Unter­
suchungszeitraum deutlich den Zielwert von 12 Prozent. Mit 
15,5 Prozent war er zuletzt etwa genauso hoch wie 2014. 
Dabei dürfte laut Lindner die Zuwanderung eine wichtige 
Rolle gespielt haben; bei deutschen Staatsangehörigen ist 
die Quote von 13,7 auf 12,8 Prozent zurückgegangen. Bei 
den Rentnern und Pensionären ist sie zwischen 2014 und 
2018 von 15,6 auf 16,1 Prozent gestiegen; 2005 waren es 
noch 10,7 Prozent. Hier dürften sich unter anderem die Ren­
tenreformen der frühen 2000er-Jahre auswirken, erklärt der 
Ökonom. Da die Absenkung des Rentenniveaus noch nicht 
abgeschlossen ist, sei zu befürchten, dass die Altersarmut 
weiter zunimmt.

Die Ungleichheit der Haushaltseinkommen hat sich der 
Studie zufolge erhöht. Das reichste Fünftel der Haushalte 
verfügte 2018 – im letzten Jahr, für das Daten vorliegen – 
über das 5,1-fache der Einkommen des ärmsten Fünftels; 
2014 war es noch das 4,8-fache gewesen. Erfreulich sei die 
Entwicklung bei den Schulabgängern, die höchstens die 
Haupt- oder Realschule abschließen, aber keinen weiteren 
Abschluss machen. Der Anteil betrug 2018 mit 10,3 Prozent 
zwar etwas mehr als die angestrebten 10 Prozent, hat aber 
deutlich abgenommen.<
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Die deutsche Wirtschaft droht, in „un­
ruhiges Fahrwasser“ zu geraten: Für 
2019 rechnet das IMK in seiner ak­
tuellen Konjunkturprognose mit ei­
nem Wirtschaftswachstum von ledig­
lich 0,5 Prozent. Verantwortlich dafür 
seien im Wesentlichen die nachlas­
senden Exporte, vor allem der Auto­
mobilindustrie. Dass es nicht noch 
schlimmer gekommen ist, liege an 
der Binnenwirtschaft: Kräftige Lohn­
erhöhungen bei gleichzeitiger Be­
schäftigungszunahme hätten die ver­

fügbaren Einkommen nominal um 
2,9 Prozent und den privaten Konsum 
um 1,5 Prozent zulegen lassen. Ohne 
das robuste Wachstum des Konsums 
wäre Deutschland nach Einschätzung 
des IMK in die Rezession abgeglitten.

Für 2020 erwarten die Ökono­
men keine durchgreifende Erholung 
der Weltwirtschaft. Das Wachstum 
des deutschen Bruttoinlandsprodukts 
werde mit 0,8 Prozent nur wenig stär­
ker als im laufenden Jahr ausfallen. 
Die entscheidende Kraft bleibe die In­

landsnachfrage. Allerdings werde die 
Dynamik des privaten Konsums etwas 
nachlassen. Der Grund: Das Plus bei 
den Löhnen dürfte geringer ausfallen, 
der Aufwärtstrend bei der Beschäfti­
gung nahezu zum Stillstand kommen. 
Zudem gebe es außenwirtschaftliche 
Risiken in Form von Handelskonflikten 
und Brexit.<
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